
Recht auf Arbeit

besteht) kann in einen / Kindergarten aufgenom­
men werden. In den unteren Klassen der POS kön­
nen die Kinder werktätiger Mütter im Schulhort be­
treut werden. Unter den weiteren Maßnahmen 
nimmt die Förderung der / Mütter im Lehrverhält­
nis und der / studierenden Mütter einen festen Platz 
ein.
Besondere Fürsorge und Unterstützung gilt allein­
stehenden Müttern und Vätern. Sie werden bevor­
zugt mit Plätzen in Kindereinrichtungen, mit geeig­
netem Wohnraum sowie mit Leistungen des Gesund­
heitswesens versorgt, und es gelten für sie weitere 
besondere soziale Maßnahmen. Es wird keine Dis­
kriminierung oder Benachteiligung von / außerhalb 
der Ehe geborenen Kindern zugelassen.
Achtung, Schutz und Förderung von Ehe, Familie 
und Mutterschaft sind Gebot für alle staatlichen Or­
gane und gesellschaftlichen Kräfte. Sie sind bestim­
mend für deren gesamtes Wirken, z. B. auch bei der 
Gestaltung der Arbeitsverhältnisse, der Wohnungs­
politik oder der Erziehung in den Bildungseinrich­
tungen. Zugleich ist das eigenverantwortliche Han­
deln der Bürger nach diesen Grundsätzen gefordert. 
Von ihrer Einstellung und Haltung bei der Entwick­
lung ihrer Ehe- und Familienbeziehungen hängt es 
weitgehend ab, daß das Grundrecht in vollem Um­
fang verwirklicht wird.
Nach Art. 38 Abs. 4 Verfassung ist es „das Recht und 
die vornehmste Pflicht der Eltern, ihre Kinder zu ge­
sunden und lebensfrohen, tüchtigen und allseitig ge­
bildeten Menschen, zu staatsbewußten Bürgern zu 
erziehen“. Die sozialistische Gesellschaft ist zutiefst 
daran interessiert, die Erziehung der Kinder durch 
die Eltern und in der Familie zu gewährleisten; bildet 
das doch die wesentliche Voraussetzung für deren 
harmonische Entwicklung. Die Verfassungsbestim­
mung orientiert auf die Erziehung und Heranbildung 
sozialistischer Persönlichkeiten, die den Anforde­
rungen an die künftigen Mitgestalter der sozialisti­
schen und kommunistischen Gesellschaft gerecht 
werden. Zu den Zielen der Erziehung gehören 
schöpferische Aktivität, Selbständigkeit, sozialisti­
sche Einstellung zum Lernen und zur Arbeit, Ver­
antwortungsbewußtsein gegenüber dem Mitbürger, 
dem Kollektiv und der Gesellschaft. Die Erziehung 
in der Familie und die in der Gesellschaft ergänzen 
einander; aus der Verantwortung der Gesellschaft 
für die heranwachsende Generation erwächst der 
Anspruch der Eltern auf ein enges und vertrauens­
volles Zusammenwirken mit den gesellschaftlichen 
und staatlichen Erziehungs- und Bildungseinrichtun­
gen.
Die Erziehung der Kinder ist zugleich Recht und 
Pflicht der Eltern Einheit von Rechten und 
Pflichten). Die Eltern haben Anspruch darauf, daß 
ihr Erziehungsrecht allgemeine Achtung und Förde­
rung erfährt; nur unter den in Rechtsvorschriften ge­
regelten Voraussetzungen darf in die elterliche Er­
ziehung eingegriffen werden. Daß das Erziehungs­
recht zugleich Pflicht ist, unterstreicht die hohe Ver­

antwortung der Eltern für ihre Kinder; Betreuung, 
Pflege und Beaufsichtigung der Kinder, ihre rechtli­
che Vertretung und die Sorge für den Unterhalt sind 
im Erziehungsrecht inbegriffen (vgl. das Stichwort 
„Erziehungsrecht“).
Treten bei der Erziehung der Kinder Schwierigkei­
ten auf, können die Eltern staatliche und gesell­
schaftliche Unterstützung in Anspruch nehmen, 
z. B. die der Einrichtungen des Bildungswesens, der 
/ Elternvertretungen, gesellschaftlichen Organisa­
tionen oder der / Ehe- und Familienberatung bzw. 
von Sexual- und Jugendberatungsstellen. Ohne den 
Wunsch der Eltern oder gegen deren Willen greifen 
staatliche Organe in das Erziehungsrecht der Eltern 
nur dann ein, wenn Erziehung und Entwicklung oder 
Gesundheit des Kindes gefährdet sind und auch bei 
gesellschaftlicher Unterstützung nicht gesichert wer­
den können. Die Organe der / Jugendhilfe sind in 
solchen Fällen berechtigt, den Eltern oder dem Kind 
Pflichten aufzuerlegen oder Maßnahmen zu seiner 
Erziehung zu treffen. Als äußerste Maßnahme kann 
dem Erziehungsberechtigten das Erziehungsrecht 
entzogen werden; darüber entscheidet auf / Klage 
des Organs der Jugendhilfe das / Gericht.

Recht auf Arbeit - Grundrecht def Bürger nach 
Art. 24 Verfassung. Das R. ist ein „fundamentales 
Menschenrecht, vielfältig verbunden mit den ande­
ren Rechten und Pflichten des Menschen und von 
tiefem Einfluß auf sein Wohlergehen und Glück“ 
(E. Honecker, Reden und Aufsätze, Bd.5, Berlin 
1978, S. 393). Es ist wesentliche Voraussetzung und 
Garantie der Freiheit des Menschen, der Achtung 
seiner Würde und der Entfaltung seiner Persönlich­
keit. Das R. ist eine alte Forderung der Arbeiterklas­
se, die sie mit Errichtung ihrer Macht zum Verfas­
sungsgrundsatz erhebt. Die Verfassungen kapitali­
stischer Staaten enthalten in der Regel kein solches 
Grundrecht der Bürger, da es den kapitalistischen 
Eigentumsverhältnissen entgegenstehen würde. Die 
Praxis kapitalistischer Länder, in denen Massenar­
beitslosigkeit zur alltäglichen Erscheinung wurde, 
beweist, daß ohne das R. von Menschenwürde und 
Menschenrechten nicht die Rede sein kann (vgl. das 
Stichwort „Menschenrechte“).
Das R. und damit die Sicherung von Vollbeschäfti­
gung auch unter den Bedingungen der wissenschaft­
lich-technischen Revolution entspricht dem Wesen 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung. Es ist die 
Grundlage der sozialen Sicherheit und Geborgen­
heit, die die sozialistische Gesellschaft allen ihren 
Mitgliedern garantiert. Nach dem Sieg der sozialisti­
schen Produktionsverhältnisse ist das R. nicht mehr 
allein das Recht auf einen gesicherten Arbeitsplatz 
entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen 
und der persönlichen Qualifikation sowie das Recht 
auf freie Wahl des Arbeitsplatzes (Art. 24 Verfas­
sung); es ist das Recht auf ausbeutungsfreie Arbeit, 
auf schöpferische Entfaltung der Persönlichkeit als 
Produzent, sozialistischer Eigentümer und Träger 
der Staatsmacht. Die Arbeit in der Gemeinschaft 
von Ausbeutung und Unterdrückung befreiter Men­
schen, die Beziehungen im Arbeitsprozeß werden
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